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HGeſetzblatt 
fer die Freie Stadt Danzig 


Nr. 15 Ausgegeben Danzig, den 16. März 1938 


Tag 5 Inhalt Seite 
4. 3. 1938 Verordnung zur Verhinderung ungerechtfertigter Mietszinsſtei gerungen 78 


10, 3. 1938 Verordnung über den Vertrieb von Urlaubskarten und Urlaubs marken ſowie über die 
Auszahlung von Urlaubsged‚d 8 


17. 2. 1938 Rechtsverordnung zur Abänderung des Geſetzes betr. Genehmigung zum Erwerb von 


Grundſtücken vom 12. Dezember 19222 /nf0 v1! ũ“ n ³ ⁵ ů 8 76 
17. 2. 1938 Verordnung zur Aenderung einiger Poſt gebühren 8 Tr 76 
24. 2. 1938 Verordnung zur Anderung der Poſtord nung 77 


4. 3. 1938 Verordnung betr. den Beitritt der Freien Stadt Danzig zu vn zwiſchen der Republik Polen 
und den Vereinigten Staaten von Nordamerika geſchloſſenen Uebereinkommen über die 
gegenſeitige Tuer gun von Schiffsvermeſſungszeugniſſe n 77 


40 Verordnung 
zur Verhinderung ungerechtfertigter Mietszinsſteigerungen. 
Vom 4. März 1938. : 


Auf Grund des 8 1 Ziff. 63, 82, 83 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes 
vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

8 1 

Es iſt verboten, den Mietszins für Wohnungen über den Betrag hinaus zu erhöhen, der am 
30. April 1935 als Mietszins gegolten hat. Darüber hinaus darf bei Wohnungen, für die eine geſetzliche 
Miete feſtgeſtellt werden kann, die geſetzliche Miete vereinbart werden. 

Für Läden und andere gewerbliche Räume bis zu einem Mietszins von 300, — G je Monat darf 
die Miete nicht über den Stand vom 30. April 1935 erhöht werden. 

Für Räume, die am 30. April 1935 nicht vermietet waren, iſt die letzte vor dieſem Termin erzielte 
Miete maßgebend. 

82 

Soweit in dem Mietszins Nebenleiſtungen aller Art, insbeſondere die Koſten der Heizung und 
Warmwaſſerverſorgung, mit enthalten ſind, bezieht ſich das Verbot in $ 1 nur auf den für die Ge⸗ 
brauchsüberlaſſung der Räume ſelbſt zu zahlenden Betrag (ſog. reine Miete). Auf die Feſtſetzung der 
geſetzlichen Miete und die Trennung in reine Miete und Nebenkoſten findet im Streitfalle die Verord⸗ 
nung zur Bekämpfung der Wohnungsnot (Wohnunsbaugeſetz) vom 15. September 1934 (G. Bl. S. 691) 
mit den Abänderungen vom 24. Oktober 1935 (G. Bl. S. 1057) und vom 30. März 1936 (G. Bl. 
S. 145) und die Verordnung über Sammelheizungen und Warmwaſſerverſorgungsanlagen in Miets⸗ 
räumen vom 29. Dezember 1920 (G. Bl. 1921 S. 15) mit der Maßgabe Anwendung, daß an die 
Stelle der dort vorgeſehenen Schiedsſtelle das Amtsgericht, (Abteilung Mieteinigungsamt) tritt. 

8 3 

Entgegen dem Verbot des § 1 ausgeſprochene Kündigungen von Räumen zum Zwecke der Er⸗ 

zielung eines höheren Mietszinſes ſind nichtig. I 


8 4 
Der Preisprüfungskommiſſar kann in begründeten aan Ausnahmen von dem Verbot des $ 1 
zulaſſen. 
§ 5 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Verordnung werden mit Geldſtrafe bis zu 
100 000,— G öbeſtraft. 
Für die Straffeſtſetzung und Vollſtrecung findet die Verordnung zur Regelung der ä 
niſſe der Preisprüfungsſtelle vom 23. Auguſt 1935 (G. Bl. S. 895) Anwendung. i 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages; 24. 3. 1938.) 
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Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Veröffentlichung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ver⸗ 
ordnung zur Verhinderung ungerechtfertigter Mietszinsſteigerungen und Mietskündigungen vom 15. Mai 
1935 (G. Bl. S. 647) außer Kraft. 

Eine Mietserhöhung gemäß § 1 Abſ. 1 Satz 2 dieſer Verordnung it früheſtens mit dem 1. April 
1938 und um höchſtens 10 % des bisherigen Mietszinſes zuläſſig; weitere Mietserhöhungen bis zur 
Grenze der geſetzlichen Miete dürfen nur in Abſtänden von einem halben Jahr und mit Teilbeträgen 
von höchſtens je 5 % des bisherigen Mietszinſes erfolgen. 


8 7 
Der Preisprüfungskommiſſar wird ermächtigt, die zur Durchführung dieſer Verordnung erfor⸗ 
derlichen Verordnungen und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. 


Danzig, den 4. März 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
W. 6. Teb. 92/37 Huth Dr. Wiers⸗Keiſer 


4 Verordnung 
über den Vertrieb von Urlaubskarten und Arlaubsmarken ſowie über die Auszahlung von Urlaubsgeld. 
Vom 10. März 1938. 


Gemäß 8 1 Ziffer 10 und § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 
24. Sue 1933 (G. Bl. S. 273) und des dieſes Geſetz verlängernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 
(G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Die Poſtverwaltung ſtellt ihre Einrichtungen zum Vertrieb von Urlaubskarten und Urlaubs⸗ 
marken und zur Auszahlung des Urlaubsgeldes (Verordnung vom 17. Februar 1938, G. Bl. S. 61) 
über Neufaſſung des Artikels I der achten Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Arbeits⸗ 
ordnungsgeſetzes zur Verfügung. 
82 
(1) Die Urlaubskarten (Formblätter) und Urlaubsmarken werden durch die Poſtämter vertrieben. 
Poſtagenturen, Poſtſtellen, Poſthilfſtellen und Landzuſteller nehmen Beſtellungen auf Urlaubskarten 
und Urlaubsmarken entgegen. 
(2) Der Preis für 1 Formblatt der Urlaubskarte beträgt 5 P. Die Urlaubsmarken werden 
zum Nennwert von 5, 10, 20, 30, 50 und 100 P abgegeben. 


8 3 

(1) Die Poſtverwaltung zahlt das Urlaubsgeld in Höhe des Nennwertes der in der Urlaubs⸗ 
karte verklebten Urlaubsmarken gegen Aushändigung der mit Freigabevermerk und Empfangsbe⸗ 
ſcheinigung verſehenen Urlaubskarte aus. Der Freigabevermerk iſt mit Schreibmaſchine oder hand⸗ 
ſchriftlich mit Tinte auszufertigen und ordnungsgemäß zu unterſchreiben. In Sonderfällen (3. B. Tod, 
Arbeitsunfähigkeit, Berufswechſel) wird das Urlaubsgeld gegen Vorlage der erforderlichen Beweis⸗ 
ſtücke ohne Ausfüllung des Freigabevermerks oder auf Grund eines Sonderfreigabevermerts des Lan⸗ 
destreuhänders der Arbeit ausgezahlt. 

(2) Auf Verlangen kann der Betrag auf ein Poſtſcheckkonto, das auf der Urlaubskarte angegeben 
iſt, überwieſen werden. 

5 8 4 

(1) Ein Anſpruch auf Auszahlung des Urlaubsgeldes beſteht nicht, 

a) wenn in der Urlaubskarte falſche, verfälſchte oder bereits verwendet geweſene Urlaubsmarken 
verklebt ſind, 

b) wenn die an die Auszahlung des Urlaubsgeldes geknüpften Bedingungen des $ 3 Abſ. 1 nicht 
erfüllt ſind, 

c) wenn die Gebühr (S 5) nicht entrichtet iſt. 

(2) Die Poſtverwaltung iſt nicht verpflichtet, ungebrauchte Urlaubskarten und Urlaubsmarken um⸗ 
zutauſchen oder einzulöſen und für verfallene Urlaubskarten und Urlaubsmarken Zahlung oder an⸗ 
derweitigen Erſatz zu leiſten. 

(3) Die auszahlende Poſtanſtalt iſt berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Echtheit der Unter⸗ 
ſchriften in der Urlaubskarte und die Berechtigung des Inhabers der Urlaubskarte zu prüfen. Bei 
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Auszahlung des Urlaubsgeldes an einen Unberechtigten leiſtet die Poſtverwaltung keinen Erſatz, es 
ſei denn, daß der auszahlenden Stelle grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt. 


8 5 

Als Gebühr für den Vertrieb der Urlaubsmarken und für die Auszahlung des Urlaubsgeldes hat 
der Unternehmer auf jeder 16 Wochenabſchnitte umfaſſenden Urlaubskarte an der hierfür vorgeſehenen 
Stelle der Karte 60 P in Poſtwertzeichen zu verkleben oder durch Abſenderfreiſtempler zu entrichten. 
Die Poſtwertzeichen ſind durch Angabe des Tages der Entwertung der erſten Urlaubsmarke in der 
Urlaubskarte mit Tinte oder durch Stempel zu entwerten. Die Gebühr wird fällig, wenn in der 
Urlaubskarte die erſte Urlaubsmarke verklebt und entwertet wird. Der jeweilige Inhaber der Karte 
haftet der Poſtverwaltung für die fällig gewordene Gebühr. 


§ 6 
(1) Wird eine Urlaubskarte mit verklebten Urlaubsmarken im Betrieb nachweislich vernichtet oder 
verdorben und läßt ſich der Geſamtbetrag der in ihr verklebt geweſenen Urlaubsmarken einwandfrei 
nachweiſen, Jo kann dieſer Betrag auf Grund einer Erſatz⸗Urlaubskarte von der Poſtverwaltung aus⸗ 
gezahlt werden, wenn die Bedingungen des Abſatzes 2 erfüllt ſind und die Auszahlung nicht nach Ab⸗ 
ſatz 3 ausgeſchloſſen iſt. 
(2) Dabei iſt folgendes Verfahren einzuhalten: 

1. Der Betriebsführer hat eine Erſatz⸗Urlaubskarte auszufertigen. Die Erſatz⸗Urlaubskarte iſt 
auf der Vorderſeite durch den rot zu unterſtreichenden Vermerk „Erſatz-Urlaubskarte“ zu kenn⸗ 
zeichnen; auf der Rückſeite ſind die einzelnen Wochenbeträge der verklebt geweſenen Urlaubs⸗ 
marken und der Geſamtbetrag einzurücken. Die Freigabe des Geſamtbetrages hat der Be⸗ 
triebsführer beim Landestreuhänder der Arbeit unter Mitteilung des Tatbeſtandes innerhalb 
eines Monats nach der Vernichtung oder dem Verderben der Urlaubskarte zu beantragen. Dem 
Antrag ſind die Erſatz-Urlaubskarte und die vorhandenen Beweisſtücke beizufügen. 

2. Der Landestreuhänder der Arbeit prüft, ob der Antrag des Betriebsführers berechtigt iſt, 
insbeſondere ob Urlaubsmarken in dem angegebenen Geſamtbetrage auch tatſächlich verklebt 
geweſen ſind. Wenn die Berechtigung des Antrags nachgewieſen werden kann, hat er die Er⸗ 
ſatz-Urlaubskarte zuſammen mit dem Antrag, den Unterlagen und ſeiner Stellungnahme an 
die Poſtverwaltung weiterzugeben. 

3. Die Poſtverwaltung hat, wenn keine Bedenken beſtehen und die Auszahlung des Betrages 
nach Abſatz 3 nicht ausgeſchloſſen iſt, ihr Einverſtändnis zu erteilen, indem ſie einen Genehmi⸗ 
gungsvermerk auf die Rückſeite der Erſatz⸗Urlaubskarte ſetzt. Dieſe iſt mit ſämtlichen Unter⸗ 
lagen an den Landestreuhänder der Arbeit zurückzugeben. 

4. Der Landestreuhänder der Arbeit ſetzt einen Sonderfreigabevermerk auf die mit dem Ge⸗ 
nehmigungsvermerk der Poſtverwaltung verjehene Erſatz⸗Urlaubskarte und verſtändigt dann 
den Betriebsführer unter Überjendung der Erſatz⸗Urlaubskarte. 

5. Der Betriebsführer hat vor der Abhebung des Betrages auf jeder 16 Wochen oder einen 
Teil davon umfaſſenden Erſatz-Urlaubskarte eine Gebühr von 60 P in Poſtwertzeichen zu 
verkleben oder durch Abſenderfreiſtempler zu entrichten. Er hat die Poſtwertzeichen durch An⸗ 
gabe des Tages ihrer Verwendung mit Tinte oder durch Stempel zu entwerten. 

(3) Auszahlungen auf Grund von Erjaß-Urlaubstarten ſind ausgeſchloſſen, 

1. wenn Urlaubskarten vorſätzlich oder im Gewahrſam des Namensträgers vernichtet oder ver⸗ 
dorben worden ſind, 

2. wenn Urlaubskarten unnachweisbar geworden ſind, ohne daß ihre Vernichtung einwandfrei 
feſtgeſtellt werden kann, 

3. wenn ſich nicht genau nachweiſen läßt, über welchen Geſamtbetrag Urlaubsmarken in den ver- 
nichteten oder verdorbenen Urlaubskarten verklebt geweſen ſind, oder 

4. wenn ein Mißbrauch des Verfahrens feſtgeſtellt wird. 

8 7 
Die Urlaubskarten mit den darin verklebten Urlaubsmarfen gehen nach Auszahlung des Ur⸗ 
laubsgeldes in das Eigentum der Poſtverwaltung über. 
8 8 
Die Verordnung tritt am 1. April 1938 in Kraft. 
Danzig, den 10. März 1938. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz. P. 70. Huth Dr. Wiers⸗Keiſer 
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42 Rechts verordnung 
zur Abänderung des Geſetzes betreffend Genehmigung zum Erwerb von Grund⸗ 
ſtücken vom 12. Dezember 1922 (G. Bl. 1923 S. 1). 
Vom 17. Februar 1938. 

Auf Grund des § 1 Ziffer 9, 26, 65, 84 und des § 2 des Geſebes zur e der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes ver⸗ 
längernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet. 

Artikel! = 

Das Geſetz betreffend Genehmigung zum Erwerb von Grundſtücken vom 12. Dezember 1922 

(G. Bl. 1923 S. 1, 179) wird wie folgt geändert: 
a) Der $ 1 erhält folgenden Abſatz 3: 

„Gehört zu dem Vermögen einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, einer offenen Han⸗ 
delsgeſellſchaft oder einer Kommanditgeſellſchaft ein landwirtſchaftliches Grundſtück, ſo iſt jede 
Anderung in der Beteiligung an der Geſellſchaft insbeſondere ein Wechſel der Geſellſchafter 
ebenfalls genehmigungspflichtig.“ 

b) In 8 16 Ziff. 1 iſt hinter den Worten: „auflaſſen läßt“ einzufügen „eine Anderung in der 
Beteiligung an der Geſellſchaft ($ 1 Abſ. 3) vornimmt.“ 


Artikel II 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 17. Februar 1938. 
ö Der Senat der Freien e 
E Huth Dr. Wiers⸗Keiſer Rettelsky 


43 Verordnung 
zur Anderung einiger Poſtgebühren. 
Vom 24. Februar 1938. 

Auf Grund des § 1 Ziffer 89 und des § 2 des Geſetzes. zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 
5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: s 

Artikel I 

Im Geſetz über Poſtgebühren vom 30. April 1921 (G. Bl. S. 43 in der Faſſung der Verord— 
nung vom 30. Januar 1935 (G. Bl. S. 378) erhält der dritte Abſatz des § 2 nachſtehende Faſſung: 

Für dringende Pakete wird neben der Paketgebühr eine Sondergebühr von 1,25 G, für ſperriges 
Gut ein Zuſchlag von 50 vom Hundert der Paketgebühr erhoben. 

Artikel II : 


In der Anlage zur Verordnung über die Umſtellung einiger das Poſtweſen eber Geſetze 
auf die Recheneinheit des Guldens vom 24. Oktober 1923 (G. Bl. S. 1110) in der Faſſung vom 
30. Januar 1935 (G. Bl. S. 378) (ind die Angaben unter I. Geſetzliche Poſtgebühren, Ziffer „Pakete 
durch folgende zu erſetzen: 


8. Pakete 100 % 
Bis d e e eee en. b, laden une. AO 
177 Isis eiınedyaHN namdradssy 300% 
„ 10 „ 15, ...ehm enn een 230 nion, 


ei ĩ ws 
in Win eie um m 
Dieſe Verordnung tritt am 17. März 1938 in Kraft. 
Danzig, den 24. Februar 1938. 8 5 > 


Der Senat Den: en a 
F. Fz. P. Huth „Dr. Hoppenrath⸗ 
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44 Verordnung 
zur Anderung der Poſtordnung. 
Vom 24. Februar 1938. 


Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des § 50 des 
Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (R. Ge. Bl. S. 347) wird die 
Poſtordnung der Freien Stadt Danzig vom 1. November 1933 (G. Bl. S. 535) in der Faſſung 
der Verordnung vom 9. November 1937 (G. Bl. S. 602) wie folgt geändert: 


Artikel I 
Im 8 14 Abſ. VII iſt der letzte Satz zu ſtreichen. 


Artikel II 
Im $ 26 erhält der Abſ. III folgende Faſſung: 
Für dringende Pakete hat der Abſender eine Sondergebühr neben der Paketgebühr bei der 
Einlieferung vorauszuentrichten. 
Artikel III 
In der Anlage zur Poſtordnung (Überfiht der Poſtgebühren) erhält die Nr. 11 folgende Faſſung: 
8 


11 [Pakete 14 


bis ? — 40 
uber 111111100 8 — 60 
ee ER — | 80 


» 15 „ 20 ”„ . . 2 . 1 — 

Hinter der Nr. 22 ebenda iſt einzufügen: 
G P 
22a Dringende Pakete 26,111 125 


Artikel IV 
Dieſe Verordnung tritt am 17. März 1938 in Kraft. 
Danzig, den 24. Februar 1938. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
5515 8 Huth Dr. Hoppenrath 


45 Verordnung 
betreffend den Beitritt der Freien Stadt Danzig zu dem zwiſchen der Republik Polen und den Ver⸗ 
einigten Staaten von Nordamerika geſchloſſenen Übereinkommen über die gegenſeitige Anerkennung von 
Schiffsvermeſſungszeugniſſen. 
Vom 4. März 1938. 


(1) Auf Grund der Verordnung betreffend Ermächtigung des Senats zur Verkündung Inter⸗ 
nationaler Verträge und Abkommen vom 18. Dezember 1933 (G. Bl. S. 631) wird dem durch 
Notenaustauſch vom 17. Januar 1930 und 22. April 1930 zwiſchen der Republik Polen und den 
Vereinigten Staaten von Nord-Amerika geſchloſſenen Übereinkommen über die gegenſeitige Aner⸗ 
kennung von Schiffsvermeſſungszeugniſſen zugeſtimmt. 

(2) Die Freie Stadt Danzig iſt dieſem Übereinkommen mit Wirkung vom 19. Dezember 1937 
und mit der Folge beigetreten, daß die Schiffsvermeſſungszeugniſſe der ſeefahrenden Handelsſchiffe der 
Vereinigten Staaten von Nordamerika ebenſo wie die Danziger Schiffsvermeſſungszeugniſſe anerkannt 
werden. 

(3) Der Wortlaut des Übereinkommens, der hiermit in Bezug genommen wird, liegt bei dem 
Senat, Abteilung Wirtſchaft, zur Einſichtnahme aus. 

Danzig, den 4. März 1938. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
W. 6. Tgb. 66/38. Huth Dr. Wiers⸗Keiſer 


Herausgeber: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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